
allgemeIne erklärung der menschenrechte
Am 10. Dezember 1948 verabschiedete die Generalversammlung der Vereinten Nationen die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
und verkündete sie. Ihr vollständiger Wortlaut wird hier wiedergegeben. Nach diesem historischen Vorgang rief die Generalversammlung 
alle Mitgliedstaaten auf, die Menschenrechtserklärung zu veröffentlichen und „zu bewirken, dass sie vorwiegend in Schulen und anderen 
Bildungseinrichtungen verteilt, ausgehängt, verlesen und erläutert wird, und zwar ohne Unterscheidung hinsichtlich des politischen Status 
der Länder oder Territorien.“

Präambel
Da die Anerkennung der angeborenen Würde und der gleichen und 
unveräußerlichen Rechte aller Mitglieder der Gemeinschaft der 
Menschen die Grundlage von freiheit, Gerechtigkeit und frieden 
in der Welt bildet,

da die Nichtanerkennung und Verachtung der Menschenrechte 
zu Akten der Barbarei geführt haben, die das Gewissen der 
Menschheit mit empörung erfüllen, und da verkündet worden 
ist, dass eine Welt, in der die Menschen Rede- und Glaubensfreiheit 
und freiheit von furcht und Not genießen, als das höchste streben 
des Menschen gilt,

da es notwendig ist, die Menschenrechte durch die Herrschaft des 
Rechtes zu schützen, damit der Mensch nicht gezwungen wird, als 
letztes Mittel zum Aufstand gegen tyrannei und Unterdrückung 
zu greifen,

da es notwendig ist, die entwicklung freundschaftlicher Beziehungen 
zwischen den Nationen zu fördern,

da die Völker der Vereinten Nationen in der Charta ihren Glauben 
an die grundlegenden Menschenrechte, an die Würde und den 
Wert der menschlichen Person und an die Gleichberechtigung 
von Mann und frau erneut bekräftigt und beschlossen haben, den 
sozialen fortschritt und bessere Lebensbedingungen in größerer 
freiheit zu fördern,

da die Mitgliedstaaten sich verpflichtet haben, in Zusammenarbeit mit 
den Vereinten Nationen auf die allgemeine Achtung und einhaltung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten hinzuwirken,

da ein gemeinsames Verständnis dieser Rechte und freiheiten von 
größter Wichtigkeit für die volle erfüllung dieser Verpflichtung ist,

verkündet

die Generalversammlung 

diese Allgemeine erklärung der Menschenrechte als das von allen 
Völkern und Nationen zu erreichende gemeinsame ideal, damit 
jeder einzelne und alle organe der Gesellschaft sich diese erklärung 
stets gegenwärtig halten und sich bemühen, durch Unterricht 
und erziehung die Achtung vor diesen Rechten und freiheiten zu 
fördern und durch fortschreitende nationale und internationale 
Maßnahmen ihre allgemeine und tatsächliche Anerkennung und 
einhaltung durch die Bevölkerung der Mitgliedstaaten selbst wie 
auch durch die Bevölkerung der ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden 
Gebiete zu gewährleisten. 

artikel 1 
Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. 
sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander im 
Geist der Brüderlichkeit begegnen.

artikel 2
Jeder hat Anspruch auf die in dieser erklärung verkündeten Rechte 
und freiheiten ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, 
Hautfarbe, Geschlecht, sprache, Religion, politischer oder sonstiger 
Überzeugung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt 
oder sonstigem stand. 

Des weiteren darf kein Unterschied gemacht werden auf Grund der 
politischen, rechtlichen oder internationalen stellung des Landes 
oder Gebiets, dem eine Person angehört, gleichgültig, ob dieses 
unabhängig ist, unter treuhandschaft steht, keine selbstregierung 
besitzt oder sonst in seiner souveränität eingeschränkt ist.

artikel 3
Jeder hat das Recht auf Leben, freiheit und sicherheit der Person.

artikel 4 
Niemand darf in sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten 
werden; sklaverei und sklavenhandel sind in allen ihren formen 
verboten.

artikel 5
Niemand darf der folter oder grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder strafe unterworfen werden.

artikel 6
Jeder hat das Recht, überall als rechtsfähig anerkannt zu werden.

artikel 7
Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben ohne 
Unterschied Anspruch auf gleichen schutz durch das Gesetz. Alle 
haben Anspruch auf gleichen schutz gegen jede Diskriminierung, 
die gegen diese erklärung verstößt, und gegen jede Aufhetzung zu 
einer derartigen Diskriminierung.
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artikel 8
Jeder hat Anspruch auf einen wirksamen Rechtsbehelf bei den 
zuständigen innerstaatlichen Gerichten gegen Handlungen, durch die 
seine ihm nach der Verfassung oder nach dem Gesetz zustehenden 
Grundrechte verletzt werden.

artikel 9
Niemand darf willkürlich festgenommen, in Haft gehalten oder 
des Landes verwiesen werden.

artikel 10 
Jeder hat bei der feststellung seiner Rechte und Pflichten sowie bei 
einer gegen ihn erhobenen strafrechtlichen Beschuldigung in voller 
Gleichheit Anspruch auf ein gerechtes und öffentliches Verfahren 
vor einem unabhängigen und unparteiischen Gericht.

artikel 11
 1. Jeder, der wegen einer strafbaren Handlung beschuldigt wird, 

hat das Recht, als unschuldig zu gelten, solange seine schuld 
nicht in einem öffentlichen Verfahren, in dem er alle für seine 
Verteidigung notwendigen Garantien gehabt hat, gemäß dem 
Gesetz nachgewiesen ist. 

 2. Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt 
werden, die zur Zeit ihrer Begehung nach innerstaatlichem 
oder internationalem Recht nicht strafbar war. ebenso darf 
keine schwerere strafe als die zum Zeitpunkt der Begehung der 
strafbaren Handlung angedrohte strafe verhängt werden.

artikel 12 
Niemand darf willkürlichen eingriffen in sein Privatleben, 
seine familie, seine Wohnung und seinen schriftverkehr oder 
Beeinträchtigungen seiner ehre und seines Rufes ausgesetzt werden. 
Jeder hat Anspruch auf rechtlichen schutz gegen solche eingriffe 
oder Beeinträchtigungen.

artikel 13 
 1. Jeder hat das Recht, sich innerhalb eines staates frei zu bewegen 

und seinen Aufenthaltsort frei zu wählen.

 2. Jeder hat das Recht, jedes Land, einschließlich seines eigenen, 
zu verlassen und in sein Land zurückzukehren.

artikel 14 
 1. Jeder hat das Recht, in anderen Ländern vor Verfolgung Asyl 

zu suchen und zu genießen.

 2. Dieses Recht kann nicht in Anspruch genommen werden im falle 
einer strafverfolgung, die tatsächlich auf Grund von Verbrechen 
nichtpolitischer Art oder auf Grund von Handlungen erfolgt, 
die gegen die Ziele und Grundsätze der Vereinten Nationen 
verstoßen.

artikel 15
 1. Jeder hat das Recht auf eine staatsangehörigkeit.

 2. Niemandem darf seine staatsangehörigkeit willkürlich entzogen 
noch das Recht versagt werden, seine staatsanghörigkeit zu 
wechseln.

artikel 16 
 1. Heiratsfähige frauen und Männer haben ohne Beschränkung 

auf Grund der Rasse, der staatsangehörigkeit oder der Religion 
das Recht zu heiraten und eine familie zu gründen. sie haben bei 
der eheschließung, während der ehe und bei deren Auflösung 
gleiche Rechte.

 2. eine ehe darf nur bei freier und uneingeschränkter 
Willenseinigung der künftigen ehegatten geschlossen werden.

 3. Die familie ist die natürliche Grundeinheit der Gesellschaft 
und hat Anspruch auf schutz durch Gesellschaft und staat.

artikel 17 
 1. Jeder hat das Recht, sowohl allein als auch in Gemeinschaft mit 

anderen eigentum innezuhaben.

 2. Niemand darf willkürlich seines eigentums beraubt werden.

artikel 18 
Jeder hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; 
dieses Recht schließt die freiheit ein, seine Religion oder Überzeugung 
zu wechseln, sowie die freiheit, seine Religion oder Weltanschauung 
allein oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich oder privat 
durch Lehre, Ausübung, Gottesdienst und Kulthandlungen zu 
bekennen.

artikel 19 
Jeder Mensch hat das Recht auf freie Meinungsäußerung; dieses 
Recht umfasst die freiheit, Meinungen unangefochten anzuhängen 
und informationen und ideen mit allen Verständigungsmitteln 
ohne Rücksicht auf Grenzen zu suchen, zu empfangen und zu 
verbreiten.

artikel 20
 1. Alle Menschen haben das Recht, sich friedlich zu versammeln 

und zu Vereinigungen zusammenzuschließen.

 2. Niemand darf gezwungen werden, einer Vereinigung 
anzugehören.

artikel 21 
 1. Jeder hat das Recht, an der Gestaltung der öffentlichen 

Angelegenheiten seines Landes unmittelbar oder durch frei 
gewählte Vertreter mitzuwirken.
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